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Die ungarische Außenpolitik steht am Scheideweg. Der ehrgeizige Auftritt des Ministerpräsidenten im Ausland – der Versuch, eine strategische Richtlinie zu erarbeiten, ein selbständiges beratendes Gremium aufzustellen, eine aktive internationale Rolle zu spielen – auf der einen Seite, die Nicht-Abstimmung der Außenpolitik, der Sicherheitspolitik, der Energiepolitik und der Außenhandelspolitik aufeinander auf der anderen Seite, der Schein der von den NATO- und EU-Partnern abweichenden Linienführung in der Russlandpolitik auf der einen Seite, Durcheinander in der Außenpolitik der Opposition auf der anderen Seite. In Ungarn gibt es keine, von den parlamentarischen Parteien im Konsens verabschiedetes System der gemeinsamen Sicherheits- und Außenpolitik, es gibt keine Möglichkeit, die politische, wirtschaftliche Glaubwürdigkeit  des Landes zu sichern. Im Gegenteil, die Regierung und die Opposition unternehmen alles auf der internationalen Bühne, gegeneinander Anklagen zu erheben, den anderen international als unglaubwürdig darzustellen.
In dieser Zeitung habe ich früher darüber geschrieben, dass Ungarn eine sehr wichtige Möglichkeit im Sommer 2006 verpasst hat, als die Gyurcsány-Regierung wieder gewählt worden ist, und die größten Partner – die USA, die EU und ihre Großmächte bzw. Russland – dem Land für einen historischen Augenblick wieder etwas Aufmerksamkeit geschenkt haben. Zu dieser Zeit ist der Präsident der Vereinigten Staaten nach Ungarn gekommen. Wenn die ungarische Regierung ein glaubwürdiges Wirtschafts- und Korrektionsprogramm bzw. Reformprogramm vorgelegt hätte, bzw. wenn wir in der Lage gewesen wären, neben den Amerikanern Initiativen zur Stabilisierung der Region zu unternehmen, hätten wir die Unterstützung der USA erworben. Andererseits hätten die Großmächte der Europäischen Union, vor allem das Deutschland von Angela Merkel gern gesehen, wenn in Ungarn im Kreise des politisch unberechenbaren deutschfeindlichen Polen und Tschechien, des unberechenbaren Rumänien und der Slowakei in Mittelosteuropa ein verlässlicher Partner gefunden worden wäre. Ungarn konnte die Möglichkeit nicht wahrnehmen, das Land hatte keine Beziehungen eines Junior Partners mit den USA oder Deutschland geknüpft.

Diese Beziehung hätte gleichzeitig die atlantische und europäische Verpflichtung des Landes, unsere Werte und wichtigen Interessen widerspiegelt. Wir wissen auch, dass Bush gerade von Budapest aus Putin warnen wollte, er solle mit der Energieerpressung des postsowjetischen Raums aufhören, und er hat davon nur aus dem Grund abgesehen, weil eine orangene Regierung vorübergehend in Kiew aufgestellt werden konnte. Die amerikanische Politik übt seit Anfang 2006 einen Multilaterismus a la Washington aus, das heißt, dass sie das Konzert der Großmächte institutionalisieren und in die Verantwortung der internationalen Einrichtungen – IWF, Weltbank, WTO, G7 APEC – auch die aufstrebenden Großmächte, China, Indien, Brasilien und Russland, einbeziehen will. Aber das russische Verhalten, aktiv einen Produktionskartell in der Welt zu errichten bzw. Produzent- und Liefermonopole im postsowjetischen Raum auszubauen, verstößt nicht nur gegen die Interessen der Vereinigten Staaten, sondern gegen die aller Energieverbraucher. Putins Russland – ähnlich wie Breschnews Sowjetunion – gerät mit den Interessen der Großverbraucher, Europa, China, Indien, Japan und die USA, in Konflikt, die Länder sind nämlich an einer Marktöffnung, der Suche nach Alternativen und der Preissenkung interessiert. Amerika hat also seit dem Herbst 2006 China und Indien aktiv in den Dialog der Großmächte eingebunden, und es warnt Russland, dass das Land daraus ausbleiben könnte. Der Gasstreit anfangs 2007 zwischen Weißrussland und Russland, dann die Drohrede Putins in München haben die amerikanische Politik dazu bewegt, mit den Großverbrauchern im Rücken hart gegen Russland aufzutreten. Amerika und Europa, China und Japan, Indien und Brasilien arbeiten gerade daran, dass nach den Verbraucherwettbewerben in energiepolitischen Fragen eine Einigung erreicht werden kann. Darum ging es bei den amerikanisch-indischen Gesprächen im Herbst 2006 und bei den amerikanisch-chinesischen Gesprächen im Winter 2006, und bei den amerikanisch-europäischen und japanisch-chinesischen Treffen im Frühjahr 2007. Ist das ein Traum? Schon möglich. Wir sollten aber die Studie von Daniel Drezner über eine „neu-neue Weltordnung“ in Foreign Affairs lesen; zusammen mit den konkreten amerikanischen Schritten scheint das gar nicht mehr ein unrealistischer Traum.
Merkels Deutschland hat sich aus diesem Grund bemüht, einen Ausgleich bezüglich der atlantischen und der östlichen – v.a. russischen – Beziehungen zu erreichen, die guten Beziehungen mit den USA wiederherzustellen, und für Russland die Toleranzgrenzen bezüglich der Demokratie und des Marktes klar zu machen und so für die Länder Mittelosteuropas ein Beispiel zu geben. Vom Herbst 2006 an – insbesondere von den Kongresswahlen in den USA – ist es deutlich geworden, dass die Verknüpfungen in den atlantischen Beziehungen stärker und das Verhältnis zwischen den westlichen Demokratien und Putins Russland kühler werden. Die Einheit des Westen, die wegen des Irakkrieges zerrüttelt worden ist, wird erneut wiederhergestellt, und wie die Zeitung Economist formuliert, sind Amerika und Europa nicht mehr Mars und Venus, sondern eher der Saturn mit seinen Monden.

Eine gegenseitige Anpassung geht zwischen Amerika und Europa im Interesse des neuen Gleichgewichts vor sich hin. Dieses neue politische und wirtschaftliche Gleichgewicht entsteht bereits in einer Zeit nach Schröder, Berlusconi, Chirac, Blair bzw. Bush, es entsteht in der Welt von Merkel, Prodi, Sárközy/Royal, Brown, Clinton/McCaine, man sieht aber bereits die Gewichte und Gegengewichte. Die Republikaner und Demokraten in Amerika, die nur einen engen Spielraum besitzen und von den Fiaskos von Bush etwas lernen, und die europäischen Politiker des alten Kontinenten, die empfindlichen einheimischen und europäischen Reformen managen, können zwei Dinge für alle Fälle von den neuen EU- und NATO-Mitgliedern erwarten. 1. dass sie zu keinem wirtschaftlichen und/oder politischen Sicherheitsrisiko werden und die Konsolidierungslösungen der Krisenregionen nicht gefährden, dass sie sogar 2. mitdenken und mit gemeinsamem Aufbau von Institutionen sich an der Lösung strategischer Fragen beteiligen. Zu diesen strategischen Fragen gehört z.B. die Lösung des Problems der Energieabhängigkeit Europas ebenfalls wie die Unterstützung der politischen und wirtschaftlichen Unabhängikeitsbestrebungen postsowjetischer Länder von Russland in Osteuropa, im Kaukasus, in Zentralasien. Auch wenn die Interessen und die Spielräume Amerikas und Europas bei der Minderung der Energieabhängigkeit von Russland voneinander abweichen, gibt es jedoch eine gemeinsame Bestrebung: man braucht alternative Lösungen neben der russischen Lösung. Auch wenn sie miteinander nicht einverstanden waren, wie man „die farbigen Revolutionen“ bewertet, waren die Interessen jedoch gemeinsam, dass der postsowjetische Raum Putins Russland nicht überlassen werden darf. 
Ungarn ist Mitglied in der EU und in der NATO. Ungarn ist sogar Teil einer Integration, die Energieverbraucher und energieabhängig ist. Es liegt im eigenen Interesse, dass es zusammen mit diesen Gemeinschaften nach Lösungen sucht, auch mit Partnern außerhalb der EU Gespräche führt. In der Europäischen Union ist man nicht erfreut, wenn jemand ständig „mit amerikanischem Akzent“ spricht, das wird aber „familienintern“ gehandhabt. Es führt jedoch zum Verlust des Vertrauens, wenn jemand ständig „mit russischem Akzent“ Gespräche führt. Wenn ein Land seine Entscheidungen in Streitfragen ständig entsprechend den Interessen und den Werten einer Großmacht außerhalb der EU trifft, wird mit Recht vorausgesetzt, dass es die eigene abweichende Linie aus Selbstinteresse oder unter Druck gestaltet hat. So ist die atlantische Position Polens eindeutig: Unterstützung im Irakkrieg, eine aktive Beteiligung bei den „farbigen Revolutionen“, die Suche nach einer alternativen Energiepolitik im Kaukasus und in Zentralasien. Auch die Position der ungarischen Regierung ist klar: Ausbleiben aus dem Raketenabwehrsystem und aus den „farbigen Revolutionen“, die Enthüllung des alternativen amerikanisch-europäischen energiepolitischen Plans Nabucco als Traum. Die Regierung hat die Verlagerung des politischen Akzents der Großmächte der EU und der USA Russland gegenüber nicht gespürt und nicht wahrgenommen, gerade im ungünstigsten Augenblick hat das Land über sich das Bild vermittelt, es ist der wichtigste Verbündete Putins Russlands in dieser Region.

Für Ungarn war schon immer wichtig, dass es zu Russland ausgeglichene Beziehungen pflegt. Russland war und ist eine bestimmende Großmacht der Region, und es bleibt es auch. Aber neben der Einstellung auf der Basis der Interessen muss sich Ungarn auch an bestimmte Werte halten. Wir brauchen nicht unbedingt die „farbigen Revolutionen“ mögen oder daran glauben, wir brauchen die antidemokratischen und marktfeindlichen Entwicklungen in den postsowjetischen Staaten nicht gutzuheißen. Wir brauchen uns aber nicht immer auf die Seite Russlands gegen die Unabhängigkeitsbestrebungen der postsowjetischen Länder zu stellen. Es ist nicht richtig, dass Ungarn von sich selbst das Bild eines Putin- und Moskau-freundlichen Landes für den Kaukasus, nach Osteuropa und Zentralasien – Amerika und Europa vermittelt. Wenn einzelne der Politiker Deutschlands oder Italiens als russlandsfreundlich gelten, geraten diese nicht in Verdacht, aber die übertriebene Russlandfreundschaft eines Landes des ehemaligen sowjetischen Imperiums und seiner ex-kommunistischen Regierung fällt schon auf. Merkel und Prodi wissen jederzeit, dass sie auf der Basis der Werte der EU bei den deutsch-russischen oder italienisch-russischen Gesprächen zum Ausdruck bringen müssen: Europa besteht auf der Unabhängigkeit und der Freiheit der postsowjetischen Staaten, sogar auf die Achtung der grundlegenden demokratischen Menschenrechte in Russland. Und sie fügen hinzu: sie sichern ihren Ländern die Energie für Jahrzehnte durch langfristige russische Gas- und Öllieferungsverträge zu, Europa wird aber nach alternativen Lösungen suchen und sie erwarten, dass Russland sie dabei nicht verhindert. 
Die ungarischen Politiker haben versäumt, das alles zum Ausdruck zu bringen. Stehen wir auf der Verbraucher- oder auf der Produzentenseite? Auf der Verbraucherseite. Liegt es in unserem Interesse, dass Europa und Amerika gemeinsam aus dem von Russland abgesperrten Gebiet des Kaukasus und Zentralasiens das Gas hervorholt? Ja. Sollen wir unterstützen, dass die ausgelieferten Länder Marktzugang haben? Ja. Wollen wir, dass es Marktfreiheit in Russland gibt, dass jedes Unternehmen der Welt dort auf den Markt kommen kann, dass keine staatlichen Monopolunternehmen ausschließlich produzieren und liefern dürfen? Ja. Wollen wir, dass Russland Mehrinvestitionen im Energiesektor tätigt, sonst wird es nicht in der Lage sein, im kommenden Jahrzehnt zu liefern, wollen wir, dass Russland modernisiert wird und deshalb die enormen Energieeinnahmen entsprechend zur Entwicklung seiner Produktions- und Know-how-Infrastruktur ausgibt? Ja. Setzen wir voraus, dass es im Russlands Interesse liegt, dass Europa Zugang auch zu anderen Quellen und Energiesystemen hat, weil, wenn wir von ihm abhängen, hängt es von uns auch ab? Sollten wir deshalb gemeinsam nach Lösungen für die Erschließung der fernen, abgesperrten Felder und für den Bau der Pipelines suchen, und/oder zur Umsetzung eines gemeinsamen Atomenergieprogramms, wie Brzezinski das vorgeschlagen hatte, für einen „Manhatten-Plan“? Ja. Glauben wir, dass dazu die Demokratie, die Europaorientierung besser ist, als der Autoritätsgrundsatz und die Stütze der eigenen Kräfte oder der Ausbau einer Petrol-Macht? Ja. Müssen wir Putin darüber belehren? Nein. Wir sollten nur für die ganze Welt klar machen, dass dies der ungarische, mit Amerika und Europa abgestimmte Standpunkt ist. Müssen wir uns mit Russland verkrachen? Im Gegenteil. Wir müssen aber bewusst machen, dass das Bestreben nach einem russischen politischen „Sonderstatus“ oder nach „speziellen Beziehungen“ nicht richtig ist, weil wir uns keine richtigen russischen Vorteile davon erhoffen können, wir können aber dadurch amerikanische und europäische Nachteile erleiden.
Es ist zu befürchten, dass der ungarische Regierungschef in eine ähnliche Situation geraten ist, wie Péter Medgyessy im Sommer 2002. Die Ereignisse der letzten Wochen – die amerikanischen und europäischen Urteile bezüglich der Russland-Politik des Ministerpräsidenten – sind keine Kommunikationstörungen. Der Ministerpräsident hat sich nicht versprochen. Er ist nicht missverstanden worden. Amerika und zum Teil die Großmächte der EU kritisieren (nach mehrfacher Warnung) eine Linienführung. Das wichtigste Merkmal dieser Linienführung sehen sie in den selbstsüchtigen, die europäischen und amerikanischen Interessen nicht beachtenden Wirtschaftsinteressen. Sie weisen auf die europäische und NATO-Verantwortung des Landes hin. Sie mögen nicht, wenn jemand bei einer harten Verhandlung mit den Russen von der Seite der Verbündeten behauptet: das ist alles Traum, Bluff. Sie mögen nicht, wenn jemand alle drei Monate ohne abstimmende Gespräche im Vorfeld, Putin trifft.
Die Regierung und die Opposition Ungarn besitzen nur einen niedrigen Grad an Glaubwürdigkeit/Kreditfähigkeit. Zu unseren Wirtschaftsproblemen, die im Populismus ihre Herkunft haben, zu unserer schlechten Krisenmanagementfähigkeit gesellt sich jetzt auch noch eine falsche Beurteilung der außenpolitischen Situation. Es hat sich herausgestellt, dass wir keinen einzigen Politiker im amerikanischen und europäischen Vertrauenskreis haben, der gewarnt worden wäre, oder der die Warnung hätte verstehen können, dass der Ministerpräsident, der Verteidigungsminister oder der Finanzminister nicht begreifen, was in Washington, in Berlin, in Brüssel oder in London passiert. Aber der Staatspräsident oder der Anführer der Opposition steht auch nicht besser da. Uns hilft nicht, wenn Viktor Orbán uns verantwortungslos mit den Russen entzweit. Es gibt keinen einzigen Akteur im Geschäftsleben oder im Kreise der Intellektuellen in der Nähe der Regierung, der hätte spüren lassen können, das das Vertrauen der wichtigsten Partner in uns wankt, dass Ungarn in der Region weiterhin das Land mit dem höchsten Wirtschaftsrisiko ist, und dass wir alles dafür tun müssen, die Wut der Großmächte abzuwehren. Neben Orbán steht keiner, der ihn auf seine Verantwortung als Politiker hinweisen könnte, ganz im Gegenteil, man ermuntert ihn zu zweifelhaftem Ausgleich oder brutalen verbalen Ausrastern.
Gerade im ungünstigsten Augenblick kam, dass der deutsche Botschafter in Belgrad die ungarische Berechtigung der Woiwodina gegenüber Serbien im Zusammenhang mit dem Kosovo erwähnt hat. Unglücklicherweise sind wir, ungewollt, in einen neuen Konflikt einbezogen worden. Der Ministerpräsident muss sich unverzüglich dazu äußern, dass Ungarn die Grenzen Serbiens respektiert. Sogar gerade im Zusammenhang mit Kosovo könnte Ungarn für sich einen Fluchtweg bauen. Die ungarische Regierung müsste den Surányi-Plan der letzten serbisch-ungarischen Konferenz übernehmen: wir initiieren bei der Europäischen Union und den Vereinigten Staaten, danach sogar bei den ständigen Mitgliedern des Sicherheitsrates der VN, so bei China und Russland, dass ein Demokratie- und Infrastruktur-Paket von 2 Mrd. € im Zusammenhang mit dem Ahtisaari-Plan und der Konsolidierung des Kosovo für Serbien erarbeitet wird.
Der Verteidigungsminister, der in die USA reist, könnte diesen Vorschlag in seinem Gepäck ins Pentagon mitnehmen, das würde sich in die amerikanischen Verteidigungsvorstellungen einfügen, die die internationale Hilfe als nützliche Ergänzung bei der Sicherheitspolitik anwenden wollen. Ungarn müsste mit fleißiger Arbeit und glaubwürdigen Taten unter Beweis stellen, dass es zu einer verantwortungsvollen Politik fähig ist. Solange, bis es nicht zu spät wird.
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